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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie des Rates 
vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über den zulässigen Geräuschpegel und die Auspuffvorrichtung von Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie 70/157/EWG des Rates vom 6. Fe- 
bruar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den zulässigen Geräusch- 
pegel und die Auspuffvorrichtung von Kraftfahr- 
zeugen^), geändert durch die Beitrittsakte 2), be- 
stimmt in ihrem Anhang die zulässigen Grenzwerte 
für den Geräuschpegel aller zur Teilnahme am Stra- 
ßenverkehr bestimmten Fahrzeuge mit oder ohne 
Aufbau, mit mindestens 4 Rädern und einer bau- 
artbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 
25 km/h mit Ausnahme von Schienenfahrzeugen, 
landwirtschaftlichen Zug- und Arbeitsmaschinen so- 
v/ie anderen Arbeitsmaschinen. 

Der Schutz der Bevölkerung und der Städte vor 
Lärmbelästigungen erfordert angemessene Maßnah- 
men, um den Geräuschpegel der Kraftfahrzeuge zu 
senken; dies ist durch den technischen Fortschritt im 
Kraftfahrzeugbau möglich geworden. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 16 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. Marz 1972, S. 115 und 157 


Es ist daher angebracht, den Anhang der erwähn- 
ten Richtlinie dahin gehend zu ändern, daß der in 
Dezibel (A) ausgedrückte Wert des Geräuschpegels 
jeder der von diesem Anhang erfaßten Fahrzeug- 
gruppe verringert wird - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Anhang zur Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 (70/157/EWG) erhält die Tabelle des Punk- 
tes 1.1 „Grenzwerte" folgende Fassung: 

Wert in 

_ , dB (A) 

Fahrzeuggruppe [Dezibel 

(A)] 

.1.1. Fahrzeuge für Personenbeförde- 
rung mit höchstens 9 Sitzplätzen 
einschließlich Fahrersitz 80 

.1.2. Fahrzeuge für Personenbeförde- 
rung mit mehr als 9 Sitzplätzen 
einschließlich Fahrersitz mit einem 
amtlich zulässigen Gesamtgewicht 
bis zu 3,5 t 81 

.1.3. Fahrzeuge für Güterbeförderung 
mit einem amtlich zulässigen Ge- 
samtgewicht bis zu 3,5 t 81 

.1.4. Fahrzeuge für Personenbeförde- 
rung mit mehr als 9 Sitzplätzen 
einschließlich Fahrersitz mit einem 
amtlich zulässigen Gesamtgewicht 
über 3,5 t 85 
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Wert in 

1, dB (A) 

Fahrzeuggruppe [Dezibel 

(A)] 

1.1.5. Fahrzeuge für Güterbeförderung 

mit einem amtlich zulässigen Ge- 
samtgewicht über 3,5 t 86 

1.1.6. Fahrzeuge für Personenbeförde- 

rung mit mehr als 9 Sitzplätzen 
einschließlich Fahrersitz mit einer 
Leistung von 200 DIN-PS oder mehr 87 

1.1.7. Fahrzeuge für Güterbeförderung 

mit einer Leistung von 200 DIN-PS 
oder mehr und mit einem amtlich 
zulässigen Gesamtgewicht über 12 t 88 

Artikel 2 

Vom 1. Oktober 1975 ab dürfen die Mitgliedstaaten 
aus Gründen, die sich auf den zulässigen Geräusch- 
pegel und die Auspuffvorrichtung beziehen: 

— ■ für einen Fahrzeugtyp die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder die Ausstellung der in Artikel 10 Ab- 
satz 1 letzter Gedankenstrich der Richtlinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 (70/156/EWG) vor- 
gesehenen Bescheinigung oder die Betriebser- 
laubnis mit nationaler Geltung nicht verweigern, 
— das erstmalige Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
nicht untersagen, sofern der Geräuschpegel und : 
die Auspuffvorrichtung dieses Fahrzeugstyps j 
oder dieser Fahrzeuge den Vorschriften der i 
Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 (70/ 
157/EWG), in der Fassung der vorliegenden Richt- 
linie entsprechen. 


Vom 1. April 1976 ab dürfen die Mitgliedstaaten: 

— die in Artikel 10 Absatz 1 letzter Gedankenstrich 
der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 (70/ 
1 56/EWG) vorgesehenen Bescheinigung nicht mehr 
für einen Fahrzeugtyp ausstellen, dessen Ge- 
räuschpegel und Auspuffvorrichtung nicht den 
hiermit zuletzt geänderten Bestimmungen der 
Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 (70/ 
157/EWG) entsprechen, 

' — die Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung für 
Fahrzeugtypen verweigern, deren Geräuschpegel 
und Auspuffvorrichtung nicht den hiermit zuletzt 
geänderten Bestimmungen der Richtlinie des Ra- 
tes vom 6. Februar 1970 (70/157/EWG) entspre- 
chen. 

i Vom 1. Oktober 1976 ab dürfen die Mitgliedstaaten 
; das erstmalige Inverkehrbringen von Fahrzeugen 
verbieten, deren Geräuschpegel und Auspuffvorrich- 
tung nicht den hiermit zuletzt geänderten Bestim- 
i mungen der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 (70/157/EWG) entsprechen. 

Artikel 3 

Vor dem 1. Oktober 1975 erlassen und veröffent- 
lichen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vor- 
schriften, um dieser Richtlinie nachzukommen, und 
setzen die Kommission unverzüglich hiervon in 
Kenntnis. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Kr 18/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Die Anwendung der Bestimmungen der Richtlinie 
des Rates vom 6. Februar 1970 (70/157/EWG) über 
den zulässigen Geräuschpegel und die Auspuffvor- 
richtung von Kraftfahrzeugen hat bereits zu einer 
bedeutenden Verringerung der Lärmbelästigung in 
den Städten der Gemeinschaft geführt. Hierzu wird 
außerdem - was die Auspuffvorrichtung betrifft - die 
Anwendung der Richtlinie der Kommission vom 
7. November 1973 (73/350/EWG) zur Anpassung der 
oben erwähnten Richtlinie an den technischen Fort- 
schritt in erhöhtem Maße beitragen. 

Doch hat die ständige Zunahme des Kraftfahrzeug- 
bestandes die Wirkung dieser Bestimmungen teil- 
weise unwirksam werden lassen. Aufgrund dieser 
Situation und der erhöhten Anforderungen zum 
Schutz der Stadtbevölkerung und der Umwelt vor 
Lärmbelästigungen müssen die in der ersten Richt- 
linie vorgesehenen Grenzwerte herabgesezt werden. 
Die Regierungen Frankreichs und des Vereinigten 
Königreichs haben die Kommission am 20. Juni 1973 
bzw. 5. September 1973 über ihr Interesse an einer 
erheblichen Verringerung der gegenwärtigen Grenz- 
werte unterrichtet und zur Prüfung der diesbezüg- 
lichen Möglichkeiten aufgefordert. Außerdem ist 
eine solche Verringerung auch in der Erklärung des 
Rates vom 22. November 1973 über ein Aktions- 
programm der Europäischen Gemeinschaften für den 
Umweltschutz vorgesehen. 

Da das Verfahren zur Anpassung an den technischen 
Fortschritt aufgrund der Vorschriften der Richtlinie 
vom 6. Februar 1970 keine Anwendung auf die 
Grenzwerte des Geräuschpegels findet, hat die Kom- 
mission nach Anhörung der in der Arbeitsgruppe 
„Beseitigung der technischen Handelshemmnisse" 
vereinigten Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
den vorliegenden Richtlinienvorschlag ausgearbeitet. 
Im Anschluß an diese Konsultationen wurde ange- 
sichts der Vielschichtigkeit des Problems beschlos- 
sen, eine kurzfristige und eine längerfristige Aktion 
vorzusehen. 

Das kurzfristige Programm - das Gegenstand die- 
ses Richtlinienvorschlags ist - zielt auf eine erste 
Herabsetzung der gegenwärtigen Grenzwerte ab; 
die Meßmethode und die Klassifizierung der Fahr- 
zeuge, die die bereits verabschiedete Richtlinie vor- 
sieht, werden beibehalten. Das längerfristige Pro- 
gramm zielt auf die Ausarbeitung einer neuen Me- 
thode zur Messung des Geräusches ab, die den tat- 
sächlichen Gegebenheiten der Fahrzeugbenutzung 
im Straßenverkehr entspricht, und wird, auf Grund 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 16 


der Ergebnisse, der derzeitig lautenden Studien 
und Forschungen zu weiteren Änderungen der Richt- 
linie vom 6. Februar 1970 gemäß dem für die Anpas- 
sung an den technischen Fortschritt vorgesehenen 
Verfahren führen. 

Im Hinblick auf die kurzfristige Aktion konnten die 
Dienststellen der Kommission an Hand der Ergeb- 
nisse der mit den nationalen Sachverständigen und 
den interessierten Berufskreisen abgehaltenen Sit- 
zungen die für die Ausarbeitung dieses Richtlinien- 
vorschlags notwendigen Elemente zusammenstellen. 
Dieser Vorschlag stützt sich auf die Tatsache, daß der 
technische Fortschritt im Kraftfahrzeugbau eine er- 
hebliche Herabsetzung des Geräuschpegels der Fahr- 
zeuge ermöglicht. Bei den vorgeschlagenen Herab- 
setzungen wird allerdings der Notwendigkeit Rech- 
nung getragen, Änderungen an der oben erwähnten 
Meßmethode vornehmen zu können, durch die die 
Vorschriften für bestimmte Typen von Personen- 
kraftwagen noch strenger werden. Daher ist die für 
die anderen Fahrzeuggruppen vorgeschlagene Her- 
absetzung höher und kann für Autobusse bis zu 
4 Dezibel betragen, was einer Herabsetzung von 
etwa 50 v. H. entspricht. Die Kommission ist nämlich 
der Ansicht, daß die Grenzwerte für diese Fahr- 
zeuge, die an der Lärmbelästigung im Stadtverkehr 
in hohem Maße beteiligt sind, auch im Hinblick auf 
eine Verringerung des Unterschieds zwischen den 
für die verschiedenen Fahrzeuggruppen zulässigen 
Grenzwerte stärker herabgesetzt werden können. 

Nach Ansicht der Kommission stellt die Herabset- 
zung der Grenzwerte für die Autobusse eine erste 
Etappe dar, der weitere erhebliche Herabsetzungen 
folgen müssen, um die Lärmblästigung dieser Fahr- 
zeuge so weit wie möglich einzuschränken, was tech- 
nologisch möglich sein wird, sobald sich bestimmte 
bautechnische Lösungen generell durchsetzen. 

Aufgrund von Artikel 1 dieses Richtlinienvorschlags 
wird die Tabelle der für die verschiedenen Fahr- 
zeuggruppen zulässigen Grenzwerte im Anhang I 
der Richtlinie vom 6. Februar 1970 (70/157/EWG) 
durch die Tabelle der geänderten Richtlinie ersetzt. 
In Artikel 2 werden die Zeitpunkte für die Annahme, 
die Veröffentlichung und die Anwendung dieser 
neuen Vorschriften genannt. 

II. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Gemäß Artikel 100 Absatz 2 des EWG- Vertrages 
ist die Stellungnahme dieser beiden Organe notwen- 
dig. 

Die Anwendung der in der Richtlinie vorgesehenen 
Vorschriften setzt in allen Mitgliedstaaten eine Än- 
derung der Rechtsvorschriften voraus. 
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